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gen an die Palästinensische
Autonomiebehörde i m Detail
verwendet werden. Die 170
erforderlichen Unterschriften
seitens der Parlamentarier
wurden zwar aufgebracht,
dochdannbeschloss dieKon-
ferenz der Fraktionsvorsit-
zenden, demPlenumden An-
trag gar nicht erst zur Ab-
sti mmungvorzulegen. Ein un-
gewöhnlicher Vorgang, der
sogar der Revision der Ge-
schäftsordnungbedurfte- wa-
ren doch bislang Anträge auf
Untersuchungssausschüsse, de-
nen die Fraktionsvorsitzen-
dennicht zusti mmen wollten,
dem Plenum stets mit der
Empfehlung vorgelegt wor-
den, dieseabzulehnen.
"Der Untersuchungsaus-

schuss wurde von den Vorsit-
zenden der großen Fraktio-
nen erfolgreich verhindert",
fasst Ilka Schroeder das
Scheitern der Initiative zu-
sammen.
Merkwürdig auch das Ver-

halten jenes EU-Kommissari-
ats, dessen Arbeit mittels
parlamentarischer Kontrolle
unter die Lupe genommen
werden sollte: Die luxembur-
gische Europa-Abgeordnete
Colette Flesch(DP) erwähnte
am Rande eines Pressege-
sprächs, Chris Patten habe
persönlichbei verschiedenen
Abgeordneten angerufen, um
sie davon zu überzeugen, ge-
gen den Untersuchungsaus-
schuss zusti mmen.
Zu keinemZeitpunkt rück-

te Patten indes von seiner
Haltungab, dass es nachdem
Stand der Erkenntnisse und
nachintensiver Prüfung aller
vorhandenen Dokumente kei-
ne Hinweise gebe, dass "EU-
Gelder zur Unterstützungvon
Terrorismus" missbraucht
würden.
Undi mmer wieder genügte

es ihm, zum Beleg auf den
IWF zu verweisen, der die

Zahlungen genauestens prüfe
und monatlich eine Unbe-
denklichkeitserklärung zu-
sende.
Das ist schlicht falsch, wie

Thomas Dawson deutlich
macht: Der IWF überwache
oder kontrolliere nicht "jeden
PostenimBudget", soder Lei-
ter desIWF- Abteilungfür Au-
ßenbeziehungen gegenüber
dem "Independent". "Diese
Prüfungsfunktion geht weit
über das aktuelle Mandat des
IWF hinaus." Auch andere
IWF-Offizielle widersprachen
Pattens Darstellung und be-
tonten, ihre Organisation sor-
ge lediglich dafür, dass die
Gelder zur richtigen Zeit auf
die richtigen Konten flössen.
Sie habe aber keine Kontrolle
darüber, wiedie Gelderausge-
geben würden.
Sollte sich i m Zuge der

Olaf-Ermittlungen der Ver-
dacht bestätigen, dass Gelder
aus EU-Fonds für terroristi-
sche Aktivitäten missbraucht
wurden, wird dies nach dem
Willen des französischen Eu-
ropaabgeordneten François
Zi meray deshalb "personelle
Folgenhaben". Auchder deut-
sche Abgeordnete Markus
Ferber (CSU) hält einen Rück-
tritt Pattens in diesem Fall
"für durchaus möglich". Die-
ser habedann"das Parlament
belogen. Und das ist der
schwerste Vorwurf, den man
einem Kommissar machen
kann."
Um die Informationen zu

erhalten, vondenenPattenof-
fensichtlich nichts wissen
will, genügt es nach Darstel-
lung eines Artikels in der
"Zeit", in den Palästinensi-
schen Autonomiegebieten ei-
nen Fernsehapparat einzu-
schalten. So predigte ein
Imam am 12. April 2002 auf
PA-TV, demSender der Auto-
nomiebehörde, folgende Wor-
te: "Oh, Allah, ni mm uns als
Märtyrer auf in den Hi mmel.
Oh, Allah, bring einen raben-
schwarzen Tag über die Ju-
den. Oh, Allah, lösche die Ju-
den aus und auchihre Förde-
rer. Oh, Allah, hisse das Ban-
ner des Heiligen Krieges i m
ganzen Land." Seine Predigt
muss der Imambei der Auto-
nomiebehörde autorisieren
lassen, bevor sie auf jenem
Sender ausgestrahlt wird, den
die EU seit Jahren fördert.
Dies diene der "Schaffung ei-
nes offenen und pluralisti-
schen Informationssystems
und somit der Errichtung ei-
ner demokratischen palästi-
nensischen Gesellschaft", wie
es offiziell heißt.

"Alarmierende"
Recherche-Ergebnisse
Die "Zeit" recherchierte

laut eigenen Aussagen in
Brüssel, Israel und den paläs-
tinensischen Gebieten, die Er-
gebnisse seien "alarmierend".
So wird beispielsweise auch
in palästinensischenSchulbü-
chern - ihr Druck wird von
sechs EU-Ländernfinanziert -
die Idee des Friedens weiter-
hin nicht erwähnt. Zwar hat
die palästinensische Schul-
buchkommission, die eben-
falls mit EU-Gelderngefördert
wird, die alten Bücher mit ih-
rem offenen Antisemitismus
teilweise durch neue Fassun-
gen ersetzt. Doch auch dort
existiert der Staat Israel auf
keiner Landkarte, statt des-
senfindet man den Staat "Pa-

EUI MNAHEN OSTEN

Bombengeld ausBrüssel?

Unterstützt die EU
palästinensische

Terroristen?
Diese Fragesollte die
Anti-Betrugsbehörde
der EU(Olaf) Anfang
des Monatsendlich

beantworten.

Der zuständige EU-Kommis-
sar Chris Patten weist
hartnäckig jeden Verdacht
weit vonsich, andere sindzu-
mindest am zweifeln: Schon
seit Jahren stehen Vorwürfe
i mRaum, dass EU-Gelder zur
Unterstützung der Palästinen-
sischen Autonomiebehörde
für terroristische Aktivitäten
umgeleitet und missbraucht
wurden. Für den EU-sozialisti-
schen Europa-Abgeordneten
François Zi meray hingegen
sprechen die bereits bekann-
ten Fakten eine deutliche
Sprache: "Unsere Blindheit
undunsere Gutgläubigkeit hat
Menschengetötet."
Im März sollte es so weit

sein, bis dahin wollte das Eu-
ropäische Amt für Betrugsbe-
kämpfung (Olaf) geklärt ha-
ben, ob die EUtatsächlichin-
direkt an der Ermordung von
Israelis beteiligt ist. Doch der
angekündigte Bericht lässt
auf sich warten. "Es wirdnoch
Monate dauern, bis die Unter-
suchungsergebnisse vorge-
legt werden", sagte Ales-
sandro Butticé, ein Sprecher
der Behörde, diesen Dienstag
gegenüber der woxx. Doch
auchdann wirddie Öffentlich-

keit lediglich in begrenztem
Umfang erfahren, was die Er-
mittler herausgefunden ha-
ben. Denn der Bericht, er-
gänzt Butticé, soll nur der eu-
ropäischen Kommission und
anderen EU-Institutionen vor-
gelegt werden.

EUist größter Geldgeber
Die Europäische Union ist

mit Abstand der größte Geld-
geber der Palästinensischen
Autonomiebehörde. Zwischen
2000und2003flossenausver-
schiedenen EU-Fonds rund
925 Millionen Euro an die Re-
gierung. Als Israel mit dem
Beginn der zweiten Intifada
die Weiterleitung jenes Teils
der Einfuhrzölle, der Arafats
Behörde zugestanden wurde,
stoppte, sprang die EU-Kom-
mission auch hier in die Bre-
sche: Zehn Millionen Euro di-
rekte Finanzhilfe überwies sie
monatlich zwischen Septem-
ber 2001 und November 2002.
Mit den Pauschalzahlungen
solltendie Gehälter vonAnge-
stellten des öffentlichen
Dienstes sowie Erziehungs-
und Gesundheitseinrichtun-
genfinanziert werden.
Zudieser Zeit mehrtensich

bereits die Vorwürfe, die Be-
hörde unter Leitung von EU-
Außenkommissar Chris Pat-
ten, unterstütze mit ihren
Zahlungen den palästinensi-
schen Terrorismus. Patten
wollte die Kritik aussitzen,
doch als das EU-Parlament
schließlich mit der Sperrung
eines Teils der EU-Palästinen-
serhilfe drohte, fügte er sich
und stellte die Pauschalzah-
lungen Ende 2002 ein. An-
schuldigungen, dass auch
Gelder aus den diversen Pro-
jekthilfeninterroristische Ka-
näle abgezweigt wurden,
konnte Patten jedoch nicht
entkräften.
ImGegenteil: Ausgerechnet

der Internationale Währungs-
fonds (IWF), auf densich Pat-

teni mmer berufen hatte, ver-
öffentlichte i m September
2003 einen Bericht, wonach
bis 2000insgesamt 900 Millio-
nen Euro internationale Fi-
nanzhilfe, die an die Palästi-
nensische Autonomiebehörde
gezahlt worden sei, in die
HändevonTerroristengelang-
ten. IWF-Schätzungen zufolge
kommen zwei Drittel der ge-
nanntenSummeaus verschie-
denen EU-Fonds, der Rest
stammt aus einzelnen EU-Mit-
gliedsstaaten und Hilfsorgani-
sationen. Hauptnutznießer
sind vermutlich die Al-Aqsa-
Brigaden, die Jassir Arafats
Fatah-Bewegung nahestehen.
So sagte der frühere palästi-
nensische MinisterfürJugend
und Sport, Abdel Fattah Ha-
mayel, in einemInterviewmit
der BBC, dass über Jahre hin-
weg pro Monat 50.000 Dollar
von der internationalen Hilfe
abgezweigt und an die Al-Aq-
sa-Brigaden geflossen seien.
Auf welchem Weg dies ge-
schieht, ist bislangungeklärt.
Eine möglicheAntwortliegt

in Arafats Privatkonten, auf
denen er öffentliche Gelder
verwaltet. Mit ihnen bezahlt
er nicht nur seine Helfer i m
Amtssitz, sonderner entlohnt
auch zigtausende ihm unter-
stehende Polizisten. Von die-
sen Löhnen hält Arafat aber
noch Steuernin Höhe von 15
Prozent zurück. Der ehemali-
ge palästinensische Premier-
minister Mahmud Abbas gab
in der Bilanz seiner Amtszeit
zu: "Ich weißnicht, wohindie-
seSteuerngehen."

Parlamentarische
Kontrolle- nein Danke
Ilka Schroeder, ehemals

Grüneundjetzt parteilose Ab-
geordnete i m Europaparla-
ment startete i mHerbst 2002
eineInitiativefür einen Unter-
suchungsausschuss. Er sollte
klären, wofür die EU-Zahlun-

dossier: i nterglobal4

Zwischen2000 und2003
flossenrund
925 Millionen Euro aus
Brüssel an die
Palästinensische
Autonomiebehörde.
Yasser Arafat auf
Besuch bei
EU-Kommissar
Christopher Patten
(1. vonlinks)im
Mai 2001.

(Foto: EU-Kommission)

ImEinsatzgegen BetrugundKorruption: Agenten vomAmtfür
Betrugsbekämpfung(Olaf). (Foto: EU-Kommission)
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lästina", der sich vom Jor-
dan bis zum Mittel meer er-
streckt. Undals der CDU-Eu-
ropaabgeordnete Armin La-
scheti mJuli 2001 in den Na-
hen Osten reiste, musste er
feststellen, dass inzwischen
gar die alten antisemiti-
schen Bücher mit Hilfe euro-
päischer Staaten neu aufge-
legt werden. Die Namen der
Geberländer sind auf dem
Einbandzufinden.
Informationen des deut-

schen Magazins "Stern" und
des britischen "telegraph"
zufolge sollen des Weiteren
über Nichtregierungsorgani-
sationen EU-Gelder an die
Al-Aqsa-Brigaden geflossen
sein. Im vergangenen No-

INTERVIEW

"KeinInteresse
an Aufklärung"

woxx: "Die Olaf-Unter-
suchungist ein Witz" haben
SieineinerPresseerklärung
mitgeteilt. Wieso halten Sie
so wenigvon der Arbeit die-
ser Behörde?
Ilka Schröder: Die Vorwür-

fe, dass EU-Gelder über die
Palästinensische Autonomie-
behördeanterroristische Ver-
einigungen flossen, drangen
imMai 2002andiebreitere Öf-
fentlichkeit. Zudieser Zeit hat
Olaf jedoch nichts unternom-
men. Da es sich umden Ein-
satz vonEU-Geldern handelte,
wäre es zweifellos seine Auf-
gabe gewesen, eine Untersu-
chungeinzuleiten.
Als ich jedoch bei der Be-

hörde anfragte, sich die Vor-
würfe näher anzusehen, pas-
sierte nichts. Erst einen Tag,
nachdem wir i m Parlament
die nötigen Unterschriftenfür
einen Untersuchungsaus-
schuss zusammen hatten und
das auf einer Pressekonferenz
bekannt gaben, fing Olaf an,
aktivzu werden.
Inzwischen sickerten

über die Presse Informatio-
nen über den noch ausste-
henden Zwischenbericht an
die Öffentlichkeit. Haben
Sie als Abgeordnete diesen
Bericht bekommen?
Nein, das Parlament hat we-

der den Bericht noch andere
Informationen erhalten. Man
hat uns i mmer wieder darauf
hingewiesen, dass bis zumEn-
deder Untersuchungennichts
zu erfahren sei. Die Informa-
tionspolitik dieser Behörde
deutet darauf hin, dass der
Skandal vertuscht werden
soll.
Könnte eine parlamenta-

rische Untersuchungskom-
mission mehr ausrichten
als Olaf?
Olaf ist dazu da, Korrup-

tionsfälle aufzudecken. Mir
ginges bei derInitiativefür ei-
nen parlamentarischen Aus-
schuss nicht darum, heraus-
zufinden, ob EU-Gelder etwa
in den Bau privater Swim-

mingpoolsgeflossensind. Das
wäre mir ohnehin lieber, als
wenn sie dazu dienen, israeli-
sche Bürger umzubringen.
Mich hat pri mär die Fragein-
teressiert, ob EU-Gelder zur
Finanzierung antisemitischer
Selbstmordattentate beigetra-
gen haben. Ich habe in dem
Ausschuss einInstrument ge-
sehen, um die EU-Politik i m
Nahen Osten in größerem
Maßstabaufzudecken.
Trotz der ausreichenden

170 Unterschriften wurde
der Ausschuss verhindert.
Waren die Unterzeichnen-
denverärgert?
Viele haben die Beruhi-

gungspille der danninstallier-
ten "Working Group" ge-
schluckt. Leider müssen sie
jetzt feststellen, dass inner-
halb dieser Gruppe bislang
nichts passiert ist. Obwohl
die Beweise auf dem Tisch
liegen.
WelchezumBeispiel?
Etwadiefehlende Kontrolle

des Haushalts der Palästinen-
sischen Autonomiebehörde.
Es sti mmt nicht, dass dieser
Haushalt vomIWF überprüft
wird. Zumindest diese Kon-
trolle müsste meines Erach-
tens sichergestellt werden.
Oder aber die Tatsache, dass
Mitglieder von antisemiti-
schenterroristischen Vereini-
gungen auf der Gehaltsliste
der PAstehen.
DemwirdvonSeitender EU

lapidar entgegengesetzt, man
könne schließlich nicht wis-
sen, ob diese Gehälter tat-
sächlich mit EU-Geldern be-
zahlt wurden. Die Haltung der
EUist klar: Solange nicht be-
wiesenist, dass genau dieser
oder jener Euro aus Brüssel
auch wirklich zur Finanzie-
rung eines antisemitischen
Anschlags diente, solangein-
teressiert das Ganze nicht.
Genau das wird man jedoch
nie beweisenkönnen. Gäbees
ein wirkliches Interesse, eine
solche Finanzierung zu ver-
hindern, würde man auch
schon dem Verdacht ernst-

haft nachgehen und die PA
auffordern, diesen zu wider-
legen.
Der Verdacht, mit EU-Gel-

dern würde Terrorismusge-
gen Israelis finanziert,
wiegt schwer. Wieso hält
sichIhrer Meinungnachdie
EmpörungimParlament in
Grenzen?
Es gibt einen gewissen Un-

willen, sich überhaupt mit
dem Thema zu beschäftigen.
Auch, weil man sich in Brüs-
sel und Straßburg gerne als
Gutmenschen-Versammlung
versteht. Als Vertreter einer
EU-Politik, welche die Welt-
machtrolle der als moralisch
nicht integeren gebrandmark-
ten USAhinterfragt - undsich
selbst als Hüterin der Men-
schenrechte darstellen möch-
te. Da passt der Vorwurf der
Terrorismus-Finanzierung

nicht ins Bild. Deshalb mag
manihnauchnicht hören.
Wieverhält sichdieLinke

imParlament?
Die Linken haben sich i m

Parlament am stärksten ge-
gendie Aufdeckungdes EU-Fi-
nanzierens antisemitscher At-
tentate verwehrt. Von Sozial-
demokraten und Grünen hat
nur je ein Abgeordneten die
Forderung nach einemUnter-
suchungsausschuss unter-
schrieben. In meiner Fraktion,
der Vereinigten Linken, waren
es nur wenig mehr. Diegrößte
Unterstützungkamleider von
Liberalen und einigen Christ-
demokraten.
Möglicherweise wird der

Olaf-Bericht eher eine Ent-
warnung darstellen. Was
kann oder müsste danach
von parlamentarischer Sei-
te nochpassieren?
Es wird sich herausstellen,

ob mandenSkandal herunter-
spielen will und beispielswei-
se darauf hofft, das Themai m
Wahlkampf und demLoch da-
nachversackenzulassen. Ich
denke, i m Parlament haben
wir das Maximum versucht.
I mmerhin müssen EU-Politi-
ker dazu Stellung beziehen,
dass EU-Gelder an die PAgin-
gen. Das ist wahrscheinlich
das Höchste, was sich errei-
chen ließ. Die EU-Politik hat
sich dadurch nicht geändert -
doch es hat eine Diskussion
darumgegeben.

Interview: Danièle Weber

vember hatten die beiden
Blätter berichtet, das euro-
päische Amt zur Betrugs-
bekämpfung Olaf ermittlein
Aachen und i m belgischen
Verviers gegen Vereine, die
Gelder zur Finanzierung von
Einwanderungsprojekten an
die Terrorgruppierung wei-
tergeleitet haben sollen.
UndAnfangFebruar meldete
die "Welt", ein vertraulicher
Bericht, den Olaf-Ermittler
nacheinemAufenthalt inJe-
rusalem abgefasst hätten,
nähre den Verdacht, dass
EU-Gelder zur Finanzierung
terroristischer Aktivitäten
missbraucht wordenseien.
Die französische "libéra-

tion" wiederumzitiert einen

Zwischenbericht der EU-Be-
hörde, der keinerlei Beweise
für eineVeruntreuungvonEU-
Geldern liefere. Ein Bericht,
der bislangjedochder Öffent-
lichkeit vorenthalten wird.

Ein Ad-hoc-Ausschuss des
Europa-Parlaments hat seine
Arbeit mittlerweile abge-
schlossen, will aber den Be-
richt erst vorlegen, wenn Olaf
seine Untersuchungen been-
det hat. Der österreichische
Europaabgeordnete Hannes
Swoboda (SPÖ) ließ jedoch
verlauten, es gebe immerhin
Hinweise, "dass Hilfsgelder
der EUindirektin den Nahbe-
reich terroristischer Organi-
sationengeflossensind".

Bei Olaf hält man sich wei-
terhin bedeckt und weist Spe-
kulationen zurück. "Wir ha-
ben bis zu diesem Moment
keinerlei Beweise finden kön-
nen, die belegen, dass Terro-
rismus oder andere illegale
Aktivitäten mit EU-Geldern fi-
nanziert worden wären", sagt
Behördensprecher Alessan-
droButticé. Underfügt hinzu:
"Das heißt jedoch nicht, dass
alles okist- deshalbsageich:
bis zudiesemMoment." Wann
tatsächlich die Stunde der
Transparenz i m Brüsseler
Aufklärungsinstitut schlagen
soll, ist weiterhinunklar.

Danièle Weber

IlkaSchröderist parteilose
AbgeordneteimEuropa-

parlament. Vor allemwegen
der Pro-Kriegs-Linie von

Bündnis 90- Die Grünen wäh-
renddes Kosovo-Kriegstrat sie
2001 aus der Partei aus undist
seitdemassoziiertes Mitglied
derFraktion der Vereinigten

EuropäischenLinken.

Ein Untersuchungs-
ausschussdes

Europaparlaments
zur Aufklärung der
Verwendungvon

EU-Geldern bei der
Palästinensischen

Autonomiebehördekam
nicht zustande.

Woxxsprach mit der
Initiatorin und

Europa-Abgeordneten
Ilka Schröder.


